
Stadtverordneten Sitzung
Halle 18 Mai

Am Vorſtandstiſche anweſend die Herren Geh Regierungsrath Profeſſor
Dr Dittenberger und Baumeiſter Schulze

Eingegangen iſt eine Petition des Herrn Bäckermeiſter Ulrich welcher
in dem ſtädtiſchen ehemals Gleiſenring ſchen Hauſe Ecke der Kl Ulrichſtraße
und Kanzleigaſſe wohnt Derſelbe wird dahin vorſtellig ihm einen Theil
der Miethe zu erlaſſen weil er wegen anhaltender ſchwerer Krankheit
längere Zeit hindurch nicht im Stande geweſen ſei ſein Geſchäft ordentlich
zu betreiben Die Petition wird der Petitionskommiſſion überwieſen

Ferner iſt eine Magiſtratsvorlage eingegangen betreffend unentgelt
liche Hergabe einer Bauſtelle an der Ecke Röpzigerſtraße
Lutherſtraße gegenüber der Weſtfront des Riebeckſtifts
zum Zwecke der Erbauung eines vierten Reichswaiſen
hauſes in Halle

1 Die Verſammlung erklärt ſich damit einverſtanden daß dem an derMittelſchule ne ſertten Lehrer Kämmerer vom 1 April ab
nachträglich die Funktionszulage von 450 Mk und der an der
Mittelmädchenſchule angeſtellten Lehrerin Jodefahrt die Funktionszulage
von 50 Mk gewährt wird Beide haben nach dem 1 April die Prüfung
als Mittelſchullehrer bezw Lehrerin beſtanden Berichterſtatter St V
Steckner

2 Zur Ausführung der Maler und Tapeziererarbeiten im
Neubau des Riebeckſtifts werden 26500 Mk bewilligt Dabei
wird ein Antrag der Baukommiſſion angenommen welcher dahin geht an
den Magiſtrat das Erſuchen zu richten während der Ausführung der
Malerarbeiten wiederholt Prüfungen des Materials vornehmen zu laſſen
Ferner wird der Magiſtrat erſucht in der Kapelle nur einen proviſoriſchen
Anſtrich herſtellen zu laſſen wenn nicht die Austrocknung der Wände und
der Decke geſichert erſcheint Auf Antrag der Finanzkommiſſion wird noch
beſchloſſen daß die Arbeiten in Submiſſion vergeben werden ſollen und
endlich auf Antrag des St V Herm daß bei Vergebung der Arbeiten
lediglich Halleſche Maler berückſichtigt werden Berichterſtatter St V
Brünecke und Apelt

3 Die Verſammlung erklärt ſich damit einverſtanden daß für das
Grundſtück an der Baderei 3 bei welchem z Z eine Kellerentwäſſerung
nach dem Straßenkanale nicht möglich iſt die Kanalanſchlußgebühren
vorläufig nur in Höhe von 6 Mt für das laufende Meter der Frontlänge
eingefordert werden jedoch unter dem ausdrücklichen Vorbehalt daß wenn
in Zukunft auch eine Kellerentwäſſerung nach dem Straßenkanal ermöglicht
werden ſollte die volle Gebühr von 9 Mk pro lfd Meter zur Erhebung
gelangt Berichterſtatter St V Brünecke und Demuth

4 fällt aus
5 Das Kuratorium der Paul Riebeck Stiftung hat auf das

Geſuch der Frau Wilhelmine Milter hierſelbſt beſchloſſen derſelben die
erbetene Vergütung von 187 Mk für Pflege und Beerdigung ihrer
Schweſter der Wittwe Deutſch welche infolge letztwilliger Verfügung
des Erblaſſers aus dem Paul Riebeck ſchen Nachlaſſe eine lebenslängliche
Rente erhielt zu gewähren Auf Erſuchen des Magiſtrats erklärt ſich
die Verſammlung mit der Auszahlung dieſer Vergütung einverſtanden
Berichterſtatter St V Demuth

6 Der Magiſtrat erſucht die Verſammlung die Bedingungen auf
Grund deren die öffentliche Ausſchreibung der Vermiethung
des Stadttheaters vom 1 September 1897 ab erfolgen ſoll gut
zuheißen Gleichzeitig ſtellt der Magiſtrat mit Rückſicht darauf daß es
ſich bei dem Stadtheater um die Verwaltung eines großen wichtigen Jn
ſtituts handelt und deshalb die fortdauernde Fühlung mit der Verſammlung
dem Magiſtrat beſonders erwünſcht iſt den Antrag die Theaterkommiſſion
welche bisher eine Stadtverordneten Kommiſſion iſt in eine gemiſchte
Deputation umzuwandeln Die Beſtimmung der Zahl der von der Ver
ſammlung zu wählenden Mitglieder ſtellt der Magiſtrat anheim und ſoll
falls auf den Antrag eingegangen wird die entſprechende Zahl von
Magiſtratsmitgliedern deputirt werden

Der Berichterſtatter St V Schütte bemerkt daß die vorgelegten Be
dingungen im weſentlichen dem Vertrage entſprechen welcher im vorigen
Jahre mit Herrn Theaterdirektor Rahn geſchloſſen iſt Das erſcheine
auch natürlich denn der Vertrag ſei das Ergebniß ſehr eingehender Be
rathungen einer beſonderen Kommiſſion die erſt Ende vorigen Jahres auf
elöſt wurde Auf Antrag des St V Albrecht beſchließt die VerPwilugg zunächſt in eine Generaldebatte einzutreten Da aber ſelbſt der

Antragſteller das Wort hierzu nicht ergreift wird ſogleich in die Einzel
berathung der Bedingungen eingetreten

Zu S 1 beantragt St V Albrecht Streichung des Abſatzes 5a
wonach dem Magiſtrate zu Repräſentations und Ueberwachungszwecken
im Zuſchanerraume die Proſceniums Loge I Rang links überwieſen wird
Die Magiſtratsmitglieder würden ſo gut beſoldet daß es nicht nothwendig
erſcheine denſelben eine Prämie oder einen Vorzug zu gewähren Wenn
Stadtverordnete die unentgeltlich für die Gemeinde arbeiten in das
Theater gehen wollten ſo müßten dieſe auch bezahlen St V Uber be
antragt die Loge dem Magiſtrate und dem Stadtverordneten Vorſteher
zu überweiſen zieht dieſen Antrag aber zurück nachdem ſich der Herr
Vorſteher lebhaft dagegen ausgeſprochen hatte Herr Bürgermeiſter
v Holly Allerdings komme es in anderen Städten nicht oft vor daß
dem geſammten Magiſtrate die Benutzung einer Loge zuſteht hier
habe der Magiſtrat mit Einführung dieſes Gebrauchs lediglich einen Wunſch
der Verſammlung eingeführt Es gebe aber keine Stadt in welcher ein
ſtädtiſches Theater beſteht wo nicht der Oberbürgermeiſter einen
Raum zu Repräſentations und Ueberwachungszwecken hat Jn Halle
werde dieſer Gebrauch wie dem Herrn Bürgermeiſter bekannt iſt ſeit
mindeſtens 20 Jahren geübt es ſei aber auch nothwendig daß dem Chef
der Stadtverwaltung ein Raum im Theater zur Verfügung ſteht da der
ſelbe über die Verhältniſſe im Theater informirt ſein muß Die Frage
der Beſoldung der Magiſtratsmitglieder müſſe hier ganz ausſcheiden denn
Gehälter würden nicht gezahlt um damit Ausgaben zur Vornehmung
amtlicher Funktionen zu beſtreiten Einen finanziellen Erfolg werde der
Antrag Albrecht nicht haben wohl werde aber mit Annahme deſſelben
dem Herrn Oberbürgermeiſter ein gewiſſes Mißtrauen ausgeſprochen und
es liege doch wie beſonders betont werden kann weil der Herr Ober
bürgermeiſter abweſend ſei nicht der geringſte Anlaß hierzu vor

Nachdem noch die St V Welſch und Sachs zur Sache geſprochen
wird der Antrag Albrecht gegen die 2 Stimmen der Sozialdemokraten
abgelehnt und S 1 in der Faſſung der Magiſtratsvorlage genehmigt

Nach Abſatz 2 des 8 2 hat jeder Bieter ſeinem Gebote den Nachweis
beizufügen daß er ein disponibles Vermögen von mindeſtens 75 000 Mk
beſitzt St V Krüger meint damit würden mehr finanzielle als künſt
leriſche Jntereſſen verfolgt Ein Mann mit 75000 Mk Vermögen ſei
ſchon als Kapitaliſt zu betrachten der in weniger objektiver Weiſe an
künſtleriſche Fragen herantritt Redner meint 40 000 Mk genügten um
die Stadt ſicher zu ſtellen St V Albrecht unterſtützt dieſen Antrag
und führt aus daß je höher die Anſprüche an das disponible Vermögen
geſtellt werden deſto kleiner der Kreis der Reflektanten werden muß
St V Friedrich beantragt anſtatt 75 000 Mk zu ſetzen 60000 Mk
Dieſe Summe erſcheine nach den bisherigen Erfahrungen hoch genug nd
ſei um 10000 Mk höher gegriffen als die in dem Vertrage mit dem
jetzigen Miether St V Schmidt ſpricht für den Antrag Friedrich
während St V Schütte Herr Stadtrath Winter und St V
Steckner für den Vorſchlag des Magiſtrats eintreten Die Verſamm
lung erhebt den Antrag Friedrich zum BeſchlußNach g 3 liefert die Stadtgemeinde Halle dem Miether u a die
elektriſche Beleuchtung einſchließlich der Noth und Tagbeleuchtung nach
Maßgabe der einen Theil des Vertrages bildenden Beſtimmungen hierüber

Der Berichtecſtatter St V Schütte theilt mit daß in der Theater
kommiſſion der Antrag geſtellt ſei den Lichtverbrauch in gewiſſem Sinne
zu beſchränken bezw zu kontrolliren und deshalb dem Theaterdirektor nur
eine Lichtmenge von 400000 Ampereſtunde jährlich unentgeltlich zur
Verfügung zu ſtellen für den Mehrverbrauch aber 4 Pfg pro Ampere
ſtunde zu erheben Dieſer Antrag ſei jedoch abgelehnt weil die Kommiſſion
laubte daß nach der ganzen Anlage unſeres Theaters Werth auf die
rzielung von Lichteffekten bei Ausſtattungsſtücken zu legen ſei und eine

höhere Miethe nur dann erreicht werden könne wenn dem Miether der
artige Beſchränkungen nicht auferlegt werden zumal der ſtädtiſche Be
leuchtungsaufſeher und die übrigen Beamten eine Kontrolle üben St V
Nefſe beantragt 350 000 Ampereſtunden jährlich zur Verfügung zu ſtellen
während St V Brinkmann die Lichtmenge auf 400000 Ampere
ſtunden feſtgeſetzt wiſſen will Letztere Menge ſei nicht willkürlich gegriffen

Mittwoch den 20 Mai 1896

ſie entſpreche vielmehr dem Lichtverbrauch im letzten Spielabſchnitt wo das
Theater ſtets gut beleuchtet geweſen wäre Wenn der Theaterdirektor kein
Intereſſe daran habe zu ſparen wo dies geſchehen kann ſo werde Ver
ſchwendung mit dem Licht getrieben wie Redner dies zu beobachten
Gelegenheit hatte Nach längerer Erörterung beſchließt die Verſammlung
nach dem Antrage Brinkmann

Zu 89 wird auf Anregung der St V Dr Kohlſchütter und
Friedrich der letzte Abſatz dahin geändert daß an jedem Spielabend
zum Beſuche des Foyers der Regel nach eine einmalige Pauſe von
mindeſtens 10 Minuten ſtattfinden muß Der Theaterzettel hat anzuzeigen
in welchen Zwiſchenakt dieſe Pauſe fällt Jn der Vorlage war die Pauſe
für jeden Spielabend unbedingt vorgeſchrieben

8 11 lautet Während des Spielabſchnitts 5 10 haben mindeſtens
210 Abendvorſtellungen darunter mindeſtens 150 Abonnements Vor
ſtellungen ſtattzufinden Das Abonnement muß ſich auf den ganzen
Spielabſchnuitt erſtrecken Ferner Aenderungen dieſer vorgeſchriebenen
Preiſe insbeſondere Erhöhungen der Kaſſenpreiſe bei Gaſtvorſtellungen
ſowie die Gewährung beſonderer Vergünſtigungen bedürſen der Ge
nehmigung des Magiſtrats Es wird beſchloſſen daß die 210 Abend
vorſtellungen hintereinander gegeben werden müſſen und Unterbrechungen
der Reihenfolge der Vorſtellungen der Genehmigung des Magiſtrats
bedürfen Damit ſoll vorgebeugt werden daß der Theaterdirettor die
Giltigkeit der Dauerkarten unterbricht um Gaſtvorſtellungen mit erhöhten
Preiſen einzuſchieben

Nach S 17 ſoll dem Miether Aftermiethung bezw Ceſſion des Mieths
rechts nur mit ſchriftlicher Genehmigung des Magiſtrats geſtattet ſein
Um Ceſſionen von der Zuſtimmung der StadtverordnetenVerſammlung
abhängig zu machen wird geſagt ſind nur mit ſchriftlicher Genehmigung
der Vermietherin geſtattet

Mit dieſen Aenderungen werden die Bedingungen genehmigt
Der zweite Theil der Magiſtratsvorlage Umwandlung der Theater

kommiſſion in eine gemiſchte Deputation betr wird vertagt da dieſe Frage
von der Finanzkommiſſion noch nicht vorberathen iſt

7 Der Haushaltsplan der Paul Riebeck Stiftung für
1896/97 wird in Einnahme und Ausgabe mit 128300 Mk feſtgeſetzt
Berichterſtatter St V Steckner

8 Auf den Antrag des Magiſtrats die im Haushaltsplane für 1896/7
Kap XIII D II für Pflaſterungen von Straßen eingeſtellten Mittel end
giltig zu bewilligen beſchloß die Verſammlung am 11 Mai in Anſehung
der Neupflaſterung der Louiſenſtraße von der Margarethenſtraße
bis zur Hedwigſtraße die Beſchlußfaſſung zu vertagen Nachdem eine ge
meinſchaftliche Beſichtigung der Straße ſeitens der Bau und Finanz
kommiſſion ſtattgefunden hat haben beide Kommiſſionen in gemeinſamer
Sitzung beſchloſſen zu empfehlen von der Anpflanzung von Bäumen ab
zuſehen und das Fahrbahnpflaſter auf dem Theile an dem Ständehauſe
um 1 m auf der ſüdlichen Seite zu verſchmälern an den übrigen Stellen
dagegen um 2 m Dadurch entſteht eine Erſparniß von 2000 Mk Be
richterſtatter St V Hildebrandt und Apelt

St V Neſſe erinnert daran daß die Verſammlung in voriger Sitzung
wiederholt beſchloſſen hat an den Magiſtrat das Erſuchen zu richten bei
der Polizeiverwattung dahin zu wirken daß die Polizeiverordnung welche
die Unterbetonirung der Bordſchwellen allgemein vorſchreibt wenigſtens
inſoweit aufgehoben wird als Nebenſtraßen mit geringem Verkehr in
Betracht kommen Die Louiſenſtraße habe nun ſo gut wie keinen Verkehr
weshalb Redner beantragt zu beſchließen daß in der Straße die Bord
ſchwellen nicht unterbetonirt werden

Herr Bürgermeiſter v Holly bezeichnet den auf eine Reviſion der
Baupolizei Verordnung hinzielenden Beſchluß für durchaus begründet Auf
jeden Fall werde der Antrag geprüft und die Verſammlung demnächſt
Mittheilung über die von dem Magiſtrate gefaßten Beſchlüſſe erhalten
Der Antrag des St V Neſſe die Unterbetonirung der Bordſchwellen in
der Louiſenſtraße abzulehnen ſei indeß unannehmbar da er gegen die zu
Recht beſtehende Verordnung verſtoße Der Herr Bürgermeiſter giebt an
heim an den Magiſtrat das Erſuchen zu richten die Ausführung der
Pflaſterung der Louiſenſtraße auszuſetzen bis die generelle Frage der
Unterbetonirung der Bordſchwellen erledigt iſt

St V Friedrich ſtellt dieſen Antrag und St V Neſſe erklärt
daß damit das erreicht werde was er beabſichtigte Es wird ſo be
ſchloſſen

9 Die Verſammlung ſetzt die Fluchtlinie für das Grundſtück
Martinſtraße Nr 7 nach dem Antrage der Baukommiſſion feſt Be
richterſtatter St V Steinhauf

10 Die Entlaſtung der Rechnung der Sparkaſſe für 1894
welche in Einnahme mit 14209360 Mk 37 Pfg in Ausgabe mit
13942027 Mk 31 Pfg und mit einem Beſtande von 267333 Mt 6 Pfg
abſchließt wird ausgeſprochen Berichterſtatter St V Apelt

St V Friedrich bemängelt daß das Sparkaſſenkuratorium bis vor
kurzer Zeit Anträge beſte Hypotheken gegen 38/,prozentige Verzinſung
auszuleihen wiederholt ablehnte Nach den Mittheilungen eines früheren
Stadtraths habe das ſtarre Feſthalten an 4prozentigen Hypotheken dahin
geführt daß ſich ſehr hohe Summen anſammelten die dann gegen einen
Zinsfuß von 2 Prozent an Bankiers gegeben ſeien Seitdem das Kuratorium
einen anderen Vorſitzenden erhalten habe ſich daſſelbe zwar dazu bequemt
allmählich Gelder auf gute Hypotheken zu 38 Prozent auszuleihen Es
müſſe aber ausgeſprochen werden daß es keine richtige Wirthſchaftspolitik
ſei wenn den Banken ſehr hohe Summen gegeben werden und das Geld
der Bürgerſchaft zu einem Zinsfuße vorenthalten wird welchen andere
Jnſtitute bereits ſeit längerer Zeit einführten

Herr Stadtrath Jochmus bemerkt ungefähr ſeit Neujahr werde Geld
auf beſte Hypotheken zu 38 Prozent ausgeliehen Die Annahme es
ſeien bei den Bankiers erhebliche Summen zu 2 Prozent Zinſen angelegt
ſei eine irrthümliche die verſügbaren Beſtände ſeien vielmehr von der
Kämmereikaſſe übernommen und von dieſer der Sparkaſſe verzinſt

St V Steckner Wir haben in den letzten 10 bis 15 Jahren ver
ſchiedene Zinsermäßigungen durchgemacht Für das Sparkaſſenkuratorium
war es deshalb eine ſchwere Aufgabe den Zeitpunkt richtig zu erkennen
von welchem ab zweckmäßig Gelder ſyſtematiſch zu billigerem Zinsfuße
auszuleihen waren Wenn das Kuratorium vorliegenden Anträgen folgend
bis auf 3 Prozent herunter gegangen wäre dann hätte in Erwägung
gezogen werden müſſen ob nicht auch der Zinsfuß für die Einlagen von
3 auf 21 Prozent herabzuſetzen ſei Die Sparkaſſe in Breslau habe
viel Geld billig ausgeliehen und den Zinsfuß für die Einlagen herab
geſetzt müſſe ſich jetzt aber mit der Frage beſchäftigen ob nicht wieder der
Zinsfuß erhöht werden muß da ſie gegen herabgeſetzte Zinſen keine Ein
lagen mehr erhält Jm September und Oktober v J habe das Kura
rorium ſich in mehreren Sitzungen mit der Frage der Zinsermäßigung für
Hypothekendarlehne auf 38 Prozent beſchäftigt und man ſei nahe daran
geweſen dazu überzugehen Damals ſei aber bekanntlich eine Erſchütterung
des geſammten Geldmarktes eingetreten Als ſich nach Verlauf einiger
Monate herausſtellte daß die Kalamität welche die internationalen Börſen
ergriffen hatte vorübergehend war und ſobald wieder normale Verhältniſſe
eingetreten waren ſei man damit vorgegangen ſolide Hypotheken zu
38 Prozent auszuleihen Angeſammelte Gelder ſeien nicht bei Bankiers
zinsbar angelegt Den Bankiers ſeien nur zeitweiſe die Summen über
geben welche die Sparkaſſe zur Verfügung haben muß um die Rück
zahlungen die ſich gegen Ende des Quartals durchſchnittlich auf 600,000
bis 800,000 Mk belaufen bewirken zu können Dieſe Gelder ſollten nicht
ungenutzt im Kaſten liegen und wurden deshalb gegen 2 Prozent den
Bankiers gegen Unterpfand gegeben Auf Hypotheken könnten dieſe Gelder
nicht ausgeliehen werden weil ſonſt die Sparkaſſe in die unangenehme
Lage kommen würde zeitweilig Geld gegen höhere Verzinſung von den
Banken zu borgen

11 und 12 fallen aus
Zuletzt verlieſt der Herr Vorſteher einen von 30 Stadtverordneten

unterzeichneten Antrag welcher dahin lautet Nach Fertigſtellung der
Halle Hettſtedter Eiſenbahn deren Jnbetriebſetzung in dieſen Tagen be
vorſteht iiegt es im Jntereſſe der Stadt Halle daß die Stadtbahnlinie
BahnhofSchieſerbrücke bis zur Hafenſtraße verlängert wird So viel be
kannt iſt liegt der Stadtgemeinde die Verpflichtung zum Ausbau der Ver
längerung ob Wir richten deshalb die Anfrage an den Magiſtrat wann
der Ausbau erfolgen ſoll

Herr Bürgermeiſter v Holly hält die Sache für ſo wichtig daß die
ſelbe ſofort zur Berathung gebracht wird

St V Brünecke begründet den Antrag Es ſei von vielen Seiten
bedauert daß die Verlängerung der Stadtbahnlinie nicht während des
Baues der Halle Hettſtedter Eiſenbahn zur Ausführung gekommen iſt
Die Verlängerung liege im allgemeinen Intereſſe und müſſe ſobald als
möglich hergeſtellt werden

eneral Anzeiger für Halle u den Saalkreis

gemeinde verpflichtet iſt das Stück Stadtbahn nach Fertigſtellung der
Schieferbrücke zu bauen Jn dem mit der Halleſchen Straßenbahn ab
geſchloſſenen Fuſionsvertrage habe die Straßenbahn aber die Verpflichtung
zum Bau übernommen für den Fall des Zuſtandekommens der Fuſion
Dieſe ſei aber bekanntlich abhängig von der Genehmigung der Regierung
Der Magiſtrat habe deshalb an die Halleſche Straßenbahn die Frage
gerichtet ob ſie bereit ſei die Koſten für den Ausbau der Bahnſtrecke zu
erſetzen für den Fall daß die Fuſion zu Stande kommt Mit einiger
Verzögerung erwiderte die Straßenbahn hierauf daß ſie ſich erſt dann
darüber erklären könne wenn ihr das Projekt vorgelegen hat Das Pro
jekt iſt darauf ſchleunigſt ausgearbeitet und liegt nun fertig vor daſſelbe
wird ohne Verzug der Straßenbahn zugeſtellt werden ſo daß vielleicht
ſchon kurz nach Pfingſten der StadtverordnetenVerſammlung eine Vorlage
gemacht werden kann Der Magiſtrat bedauert daß die Strecke nicht bei
der Betriebseröffnung der Halle Hettſtedter Eiſenbahn fertig iſt er konnte
es aber nicht verantworten eine verhältnißmäßig große Summe es
handelt ſich um 20000 Mk für die Gleiſe zu verausgaben deren Rück
erſtattung zu verlangen die Stadt kein Recht hat

St V Friedrich hält die Sache wegen der Ausbaukoſten nicht für
ſo gefährlich wenn die Stadt ein Recht habe von der Straßenbahn die
Ausbaukoſten zu beanſpruchen ſo werde ſie das Geld ſchon zu erlangen
wiſſen Die Strecke müſſe aber ausgebaut werden da der Verkehr darauf
wartet Weil aber in der Preſſe immer wieder der Verſuch gemacht werde
eine Verlegung der Schienen auf der Schieferbrücke zu erlangen ſo müſſe
feſtgeſtellt werden daß dieſer Punkt in der Baukommiſſion ſ Z aus
führlichſt berathen und klargelegt iſt daß die Schienen nicht anders gelegt
werden dürfen wenn den Verkehr auf der Brücke nicht gefährdet werden
ſoll Der Herr Vorſteher kann dem Magiſtrate nicht unbedingt unrecht
geben wenn er eine Leiſtung die Anderen auferlegt iſt nicht ohne Weiteres
auf ſtädtiſche Mittel übernehmen will St V Brünecke glaubt daß
nach den Verträgen Gefahr nicht vorhanden iſt Wenn man auf die
Fuſion warten wolle dann werde die Strecke in dieſem Jahre voraus
ſichtlich nicht gebaut Herr Bürgermeiſter v Holly betont daß die Stadt
gemeinde von der Erklärung der Straßenbahn abhängig iſt daß letztere
die Koſten erſtatten will St V Steckner kann keine Gefahr erkennen
Die Fuſion habe ſich nun 3 Jahre verzögert und es unterliege keinemZweifel daß die Straßenbahn um eine Verlängerung der Kongeſſon ein

kommen muß wenn die Genehmigung von der Regierung ertheilt wird da
die ganzen Amortiſationsberechnungen c auf einer unverkürzten Konzeſſions
dauer fußen Suche aber die Straßenbahn eine Konzeſſionsverlängerung
nach dann werde es leicht ſein die Rückerſtattung der verlegten Koſten
zu erlangen St V Schütte meint dagegen auf Grund eingehender
Kenntniß der Verträge daß kein Mittel vorhanden ſei für den Ausbau
verlegte Koſten ſpäter wieder von der Straßenbahn einzuziehen Damit
ſchließt die Beſprechung

Zum Zwecke der Erledigung der noch auf der Tagesordnung befind
lichen Gegenſtände ſoll nächſten Donnerstag eine außerordentliche Sitzung
abgehalten werden

Deutſcher Reichstag
92 Sitzung 1 Uhr Nachmittags

S Berlin 18 Mai
Am Bundesrathstiſche v Bronſart Fürſt Hohenlohe v Mar

ſchall
Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung der Geſetzesnovelle

betr die Friedenspräſenzſtärke vierte Bataillone und des Nachtrags
zum Etat

Kriegsminiſter Bronſart v Schellendorf Jch will mich nur
darauf beſchränken die militäriſchen Motive darzulegen welche für die
Umformung der vierten Bataillone ſprechen und zwar will ich mich nur
auf die weſentlichſten Geſichtspunkte beſchränken Der Grundgedanke der
Heeresverſtärkung war ſeiner Zeit die Feldarmee muß verſtärkt werden
und zwar derjenige Theil vornehmlich der den erſten Stoß auszuhalten
hat Früher mußte man bei der Mobilmachung gleich auf die Reſerven
zurückgreifen ſtatt nur die Truppen der erſten Linie die jungen
ins Feld zu ſtellen Es bleibt ein unbeſtreitbares Verdienſt des Grafen
Caprivi und ſeines Amtsvorgängers dieſen Grundgedanken richtig er
faßt zu haben Reſerveformationen und Neuformationen ſind keine Kern
truppen wie die aus einem Guß beſtehende Linie Reſerven und Neu
formationen ſind minderwerthig nicht an Tapferkeit aber an Leiſtungs
fähigkeit ſie ſind nicht zu vergleichen mit vollwerthigen mobilgemachten
Friedenstruppen Deshalb ſind auch die Nichtvollbataillone den Voll
bataillonen nicht gleichwerthig Dazu kommt daß auch die durch die
vierten Bataillone gegangenen Reſerven nicht vollwerthig ſind Daher
enthielt auch der 1891 er Entwurf urſprünglich die Vermehrung um
66 Vollbataillone gerade wie jetzt Dieſe ſind viel leiſtungsfähiger
als die friſch aufgefüllten Halbbataillone Der Gedanke der Jhnen
jetzt vorliegt rührt alſo nicht etwa von mir her ſondern ſchon
von dem Kaiſer im Jahre 1891 Sie werden nun fragen weshalb griff
man 1893 nicht zu Vollbataillonen ſondern zu Halbbataillonen Es
liegt das daran daß man bei der Vermehrung des Heeres dem Volke ein
Aequivalent geben wollte in der zweijährigen Dienſtzeit Ueber
dieſe waren die Meinungen getheilt Sie werden ſich daher nicht wundern
daß man einen Verſuch machte und zu dem Behufe die vierten Bataillone
ſchuf Man fragte ſich damals hauptſächlich was iſt nöthig um die Aus
bildung der Truppen bei der zweijährigen Dienſtzeit durchzuführen Jn
zwiſchen hat ſich herausgeſtellt daß die vierten Bataillone keine glückliche
Maßnahme waren Wir ſind auch überzeugt daß die jetzt geſchaffenen Voll
bataillone durchaus das leiſten werden was jetzt den Halbbataillonen an
Ausbildung übertragen iſt Der Zweck jedes Verſuches iſt zu ſehen was
gut und nicht gut iſt Der iſt nicht zu tadeln der Verſuche macht wohl
aber der der nicht das Fazit aus den gemachten Verſuchen zu ziehen
weiß Das gilt vor Allem auch für die Militärverwaltung Die Er
gebniſſe dreier Kriege beweiſen Jhnen doch wohl auch daß unſere
Militärverwaltung ſo ungefähr das Richtige zu treffen weiß Beifall und
Heiterkeit

Abg Lieber Ctr Für meine parlamentariſchen Freunde giebt es
kaum eine größere Genugthuung als die welche wir in der Vorlage und
in der ſoeben gehörten Rede finden Es beſtätigt ſich jetzt was wir ſeiner
Zeit gegen die vierten Bataillone eingewendet haben Wir könnten jetzt
wenn wir wollten mit Schadenfreude auf diejenigen blicken die uns
damals bekämpft hatten Redner erinnert an den bekannten Artikel des
Milit Wochenbl über das Duell in dem dieſes unter Berufung auf die

Bibel vertheitigt wurde Ein anderer Punkt der auf Aller Lippen liegtiſt die Reform des Militärſtrafverfahrens Der Schwerpunkt dieſer
neuen Vorlage liege aber für das Centrum in einem anderen Punkte
nämlich in dem Zuſammenhange der vierten Bataillone mit der zwei
jährigen Dienſtzeit Auch der Herr Kriegsminiſter wies ja ſchon
auf dieſen Zuſammenhang hin er nannte die vierten Bataillone Aſchen
brödel Aber 1893 war dies Aſchenbrödel eine Prinzeſſin Heiterkeit
Damals waren die vierten Bataillone ein weſentlicher Beſtandtheil einer
grundlegenden Reform der Heeresverfaſſung Sie waren damals die
Vorausſetzung für die Einführung der zweijährigen Dienſtzeit eine Gewähr
leiſtung der ferneren Kriegstüchtigkeit der Armee Die Ausführungen des
Herrn Kriegsminiſters es habe ſich damals nur um einen Verſuch ge
handelt machen da doch einen wenig glaubwürdigen Eindruck Meine
Freunde ſind zu einer ernſthaften Prüfung der Vorlage durchaus bereit
ſind aber nicht geneigt die Vorlage zu fördern wenn ſie nicht die Gewähr
erhalten daß die zweijährige Dienſtzeit nicht dadurch erſchüttert wird und
daß die Vorlage nicht den Weg öffnet zu neuen Forderungen Beifall

Reichskanzler Fürſt Hohenlohe Der Herr Vorredner hat den
Wunſch ausgedrückt nach offiziellen Erklärungen über der Stand der Frage
der Militärſtrafprozeßreform Obgleich ich keinen Zuſammenhang dieſer
Frage mit dem gegenwärtigen Gegenſtand Jhrer Berathungen verſtehen
oder erkennen kann ſo bin ich doch bereit die Anfrage des Vorredners
zu beantwerrten Es iſt allgemein bekannt daß das Militärſtrafverfahren
der Verbeſſerung bedarf und daß die Armee eines einheitlichen Straf
verfahrens nicht entbehren kanr Dies hat dazu geführt daß ſchon ſeit
längerer Zeit wie Sie wiſſen eine Kommiſſion mit der Ausarbeitung
einer neuen Militär Straſprozeßordnung betraut wurde Der Entwurf
einer ſolchen iſt nunmehr ſoweit vorbereitet daß ich beſtimmt erwarten
darf denſelben im Herbſt dieſes Jahres den geſetzgebenden Körperſchaften
des Reichs vorlegen zu können Bravo Derſelbe wird vorbehaltlder Beſonderheiten welche die militäriſchen Einrichtungen erheiſchen 2

Herr Bürgermeiſter v Holly Der Magiſtrat habe die J enheitbereits zu Anfang des Jahres berathen Es ſei richtig daß die Luabt

a
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Seite 10 Mittwochden Grundſätzen der modernen Rechtsanſchauungen aufgebaut fein Bravo
Im Uebrigen muß ich ſelbſtverſtändlich Wieynen S et den halt
mitzutheilen ſo lange er nicht im Bundesrathe berathen iſt

Abg Richter r Vp erklärt zunächſt der Abg Lieber habe ihm
einen großen Theil ſeiner Ausführungen vorweg genommen und zwar in
Bezug auf Militärſtrafprozeß und zweijährige Dienſtzeit Selbſtverſtänd
lich verlangten auch er und ſeine Freunde Sicherſtellung der zweijährigen
Dienſtzeit Was die Vorlage anlange ſo hätten auch die anderen Reſſorts
in derſelben ihre Wünſche vorgebracht in dem Nachtragsetat obwohl da
zu doch gewiß noch im nächſten Jahre Zeit geweſen wäre Sehr zu ver
wundern ſei es daß der Bundesrath in dem Nachtragsetat eine Erhöhung
der Matrikularbeiträge vorgeſchlagen habe obwohl dadurch wie man es
früher genannt habe die Zirkel der Einzelſtaaten verwirrt würden Und
wie habe man früher gegen das Anwachſen der Reichsſchulden geeifert
während hier ohne Weiteres neue 10 Millionen in das Milliardenbuch
eingetragen würden Nach weiteren finanzpolitiſchen und finanztechniſchen
Ausführungen berührt Redner den Zuſammenhang der Umwandlung der
vierten Bataillone mit der zweijährigen Dienſtzeit Der Kriegsminiſter
ſprach von einem alten Plane von 1891 Das iſt richtig Aber jener
alte Plan beruhte doch noch auf der Vorausſetzung der dreijährigen Dienſt
eit Man muß ſich wundern wie raſch ſich die Anſchauungen in

ilitärtreiſe ändern Die vierten Bataillone ſind allmählich zum Schwamm
und jetzt nun gar zum Aſchenbrödel geworden Jm weiteren befürwortet
Redner den Antrag der freiſinnigen Volkspartei auf geſetzliche Feſtlegung
der zweijährigen Dienſtzeit Von der Annahme oder Nichtannahme dieſes
Antrages werde ſeine Partei ihre Stellungnahme zu dem Antrage ab
hängig machen Mit dieſer Vorlage iſt der Bundesrath fertig geworden
mit der Reform des Militärſtrafprozeſſes noch nicht da ſollen wir wieder
noch ein r warten obwohl bei letzterer die Vorarbeiten viel eher be

haben Jch dächte auch mit dieſer Vorlage könnten wir ſehr gut
is zum Herbſt warten Es bedeutet dies kein Mißtrauen gegen die

Perſon des Kriegsminiſters aber wir können dieſe Vorlage nur annehmen
wenn uns reale Garantien für die Erfüllung unſerer Wünſche gegeben
werden Beifall

GeneralAnzeiger für Halle and deu Saalkreis 20 Mat Nr 117
lange wir uns innerhalb der Präſenz halten und keine Mehrforderungen Sommerfahrplan
machen möchte ich die Herren daher doch bitten mir keine Schwierigkeiten
zu machen Jch ſehe in dem Reichstage keinen Wer ſondern
einen wohlwollenden Freund Heiterkeit Wenn ich zu dieſem ſage ich
bitte um einen Mantel und er ſagt mir dann den Mantel gebe ich Dir
nicht aber ich werde ſehen ob ich Dir nicht einen Ueberzieher geben kann
der etwas kürzer iſt als der Mantel Heiterkeit ſo werde ich ihm ant
worten ſo erkenne ich Dich in Deiner wahren Beſcheidenheit Große
Heiterkeit

Abg v Bennigſen ntl behält ſich und ſeinen Freunden das
Votum über die Vorlage vor glaubt aber ſchon jetzt auf eine Verſtändigung
mit dem Miniſter hoffen zu Pnnen Die Erklärung des Reichskanzlers

habe das Haus offenbar befriedigt die Beſorgniſſe wegen Wiedereinführung
der dreijährigen Dienſtzeit ſeien übertrieben

Abg v Kardorff ffreonſ erklärt der von Richter gewünſchten
St T irie es gar nicht da ſich die zweijährige Dienſtzeit offenbar be
währt habe

Abg Rickert fr Vgg beſpricht den Duellartikel des Mil Wochen
blatt und erſucht um baldige Erledigung der Reform des Militärſtrafver
fahrens Er habe das Vertrauen daß die zweijährige Dienſtzeit dem
Volke nicht wieder werde genommen werdenAbg Hausmann do Volksp tritt für die Richterſche Klauſel der
geſetzlichen Feſtlegung der zweijährigen Dienſtzeit ein und kommt nament
lich auch auf die Verſchleppung der Reform des Militärſtrafprozeſſes zu
ſprechen Man habe von politiſchen Paſtoren geſprochen wenn aber dieſe
ſich nur mit ihrem prieſterlichen Amte befaſſen ſollten ſo müſſe man mit
demſelben Recht ein gleichartiges Verlangen auch an die politſichen Ad
jutanten richten ß

b Nunmehr wird von Rechts ein Antrag auf Schluß der Debatte einge
racht

Nachdem noch der Antiſemit Liebermann für die Vorlage eingetreten
iſt bei der die zweijährige Dienſtzeit keinesfalls zum Kompenſationsobjekt
zu gen hen ſei wird die Vorlage an die Budgetkommiſſion ver
wieſen
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1184 255 628 110 N10920 13 328 78Abg v Podbielski conſ tritt für die Vorlage ein welche lediglich
ſachlich geprüft werden müſſe ohne Hereinziehung von Nebenfragen Die
Fachleute hätten ihr Urtheil über die vierten Bataillone dahin abgegeben

Dienstag 1 Uhr Nachtragsetat betr Südweſtafrika
NordoſtſeekanalVorlage

3 Leſung der N bis Torgau
Wahlprüfungen

daß letztere ihren Aufgaben nicht genügten Und dadurch rechtfertige ſich
die Vorlage vollauf Keinesfalls dürfe der Reichstag ſchon die zweijährige
Dienſtzeit endgiltig beſeitigen da hierüber noch keine abſchließenden Er
fahrungen vorlägen

Kriegsminiſter v Bronſart Herr Lieber hat die Duellfrage an
und einen Artikel des Mil Wochenbl dabei erwähnt Dieſes

latt iſt aber von der Heeresverwaltung unabhängig Ueberdies habe ich
ſchon lange darüber nachgedacht ob ich nicht auch die amtlichen Bekannt
machungen in einem anderen Blatte erſcheinen laſſen ſoll Will Herr
Lieber meine Privatanſichten über das Duell erfahren ſo ſtehe ich ihm
jeden Abend nach 10 Uhr zu Gebote Heiterkeit Amtlich aber könnte
ich nichts anderes erklären als was ſchon der Herr Staatsſekretär des
Jnnern neulich Namens des Herrn Reichskanzlers erklärt hat Daß die
zweijährige Dienſtzeit durch die Vorlage gefährdet iſt beſtreite ich ſie ſteht
mit der Vorlage in gar keinem Zuſammenhange Jch möchte auch be
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Vorausſichtliches Wetter am 20 Mai 1896
Bei Weſt ſpäter Nordwind veränderliches wärmeres Wetter

mit Neignng zu Niederſchlägen
ein daß ſchon 1899 ein abſchließendes Urtheil über dieſe Frage vor

iegt Jch würde mir jedenfalls bei dieſer Vorlage die rein techniſcherNatur iſt in der Frage der zweijährigen Dienſtzeit nichts abzwingen

laſſen Jch bin überhaupt ein abſoluter Gegner jeder Zukunftsmuſik weil
beim Militär die Bedürfniſſe wechſeln je nach Taktik und Technik So

Amtli che Bekanutm achnngen

Bekanntmachung
Die öffentlichen unentgeltlichen SchutzpockenJmpfungen für den Stadt

bezirk Halle a S finden in dieſem Jahre unter Leitung des Königlichen Kreisphyſikus
Sanitätsrath Dr Riſel

in dem Turnſaale der Bürgerſchule Oleariusſtraße 7
und zwar

vom 29 April bis 1 Juli d Js Mittwochs und Sonnabends Nachmittags
von 3 bis 4 Uhr

vom 2 Juli bis 30 September d Js Mittwochs Nachm von 4 Uhr
ſtatt

Dieſer Jmpfung ſind diejenigen Kinder zu unterwerfen welche
a im Jahre 1895 geboren ſind
b in früheren Jahren geboren ſind jedoch bis zum Jahre 1895 der Jmpfpflicht

noch nicht vollſtändig genügt haben erfolglos geimpft worden ſind oder wegen
Krankheit nicht geimpft werden konnten

Bei Vorführung jedes Jmpflings iſt dem Jmpfarzte ein Zettel zu
ſibergeben auf welchem Name und Ort Jahr und Tag der Geburt des
Kindes ſowie Name Stand nud Wohnung des Vaters Pflegevaters oder
Vormundes beziehentlich der Mutter oder Pflegemutter richtig und dentlich
verzeichnet iſt

Aus Häuſern in denen anſteckende Krankheiten wie Scharlach Maſern
Diphtheritis Croup Keuchhuſten Flecktyphus roſenartige Entzündungen oder die
natürlichen Pocken beſtehen dürfen impfpflichtige Kinder in keinem Falle in das
Jmpflokal gebracht werden

Die Kinder müſſen zum Jmpftermin mit reingewaſchenem Körper und mit
reinen Kleidern gebracht werden

Nach dem Jmpfen iſt auf möglichſt große Reinhaltung der Jmpflinge zu ſehen
Jeder Jmpfling muß 8 Tage nach erfolgter Jmpfung alſo an dem auf die

Jmpfung folgenden Mittwoch oder Sonnabend zu der feſtgeſetzten Zeit zur Reviſion
vorgeſtellt werden widrigenfalls die Jmpfung als ungeſchehen angeſehen wird und
ein Jmpfſchein nicht ertheilt werden kann

Sollte ein Kind am Tage der Nachſchau wegen erheblicher Erkrankung oder
weil in dem Hauſe eine anſteckende Krankheit herrſcht nicht in das Jmpflokal ge
bracht werden können ſo haben die Eltern oder deren Stellvertreter dieſes ſpäteſtens
am Terminstage dem Jwpfarzte anzuzeigen

Die Eltern Pflegeeltern und Vormünder der im laufenden Jahre impfpflich
tigen Kinder bezw Pflegebefohlenen ausgeſchloſſen diejenigen welche ihre Kinder
bezw Pflegebefohlenen durch Privatärzte impfen laſſen wollen werden daher hier
durch unter ausdrücklicher Verwarnung vor den in S 14 Abſatz 2 des Jmpfgeſetzes
angedrohten bis zu 50 Mark oder 3 Tagen Haft anſteigenden Strafen auf
gefordert mit ihren Kindern bezw Pflegebefohlenen in den anberaumten Jmpf
bezw Reviſionsterminen behufs der Jmpfung und Controle zu erſcheinen oder die
Befreiung von der Jmpfpflicht durch ärztliche Zeugniſſe nachzuweiſen

Diejenigen Eltern Pflegeeltern und Vormünder aber welche ihre i J 1896
impfpflichtigen Kinder bezw Pflegebefohlenen wie ihnen freigeſtellt iſt durch Privat
ärzte der Jmpfung unterziehen laſſen werden hierdurch aufgefordert bis längſtens
zum 30 September 1896 die erforderlichen Jmpfungen ausführen zu laſſen

Halle a den 24 April 1896
Der Magiſtrat

Bekanntmachung
1 Jn der Zeit vom 1 bis 15 Mai er ſind nachſtehende Gegen

ſtände als gefunden hier abgegeben reſp angemeldet worden
1 ſilbernes Armband 1 Stimmhaken Schirme 1 Hut 1 Muff Portemonnaies
mit Jnhalt 1 Maulkorb 1 Ring 1 Harmonika leeres Portemonnaie 1 Broſche
2 Meſſer 1 kleine Markttaſche 1 kleines Handkörbchen 1 Uhrkette Taſchentücher
1 Uhr 1 Brille 1 Kreuzchen illuſtrirte Hefte 1 ſchwarze Taſche

2 Jn derſelben Zeit ſind als verloren hier angemeldet
5 goldene Damenuhren mit Kette 1 goldene Broche Nadel mit Brillant

An die unbekannten Eigenthümer der unter Nr 1 verzeichneten Gegenſtände
ergeht hiermit die Aufforderung zur Geltendmachung ihrer Rechte mit dem Bemerken
daß wenn eine ſolche nicht innerhalb der nächſten 3 Monate erfolgt iſt hin
ſichtlich der nicht reklamirten Gegenſtände nach Maßgabe des 8 8 des Miniſterial
Reglements vom 21 April 1882 verfahren werden wird

Bezügliche Auskunft wird während der Dienſtſtunden im Polizei Sekretariat v Schmeerſtr 1 II links Zimmer Nr 19 ertheilt
Halle a den 15 Mai 1896

Die PolizeiVerwaltung

Hrkanntmachung
Der am 24 Januar 1861 zu Halle a S geborene Schriftſetzer Emil Lenke

entzieht ſich der Sorge für ſeine Familie ſo daß dieſelbe aus Armenmitteln unter
ſtützt werden muß Wir bitten um Mittheilung ſeines Aufenthaltes

i 1896Halle a den 18 Mai Die Armen Direktion
2ornial

Waſſerſtänder

c

Erhältlich in den Apotheken aller Länder

Bekanntmachung
Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß daß der Kaufmann Herr

Albert Schmidt hierſelbſt Leipzigerſtraße 80 zum Schiedsmann Stellvertreter für
den hieſigen Schiedsmannsbezirk 9e0 auf eine dreijährige am 1 Mai ds Jahres be
gonnene Amtsdauer beſtätigt und verpflichtet worden iſt

Halle a den 12 Mai 1896
Der Magiſtrat

Stande

Polizei Verordnung
betreffend das Meldeweſen der Stadt Halle a S

Auf Grund der 88 5 6 und 15 des Geſetzes über die PolizeiVerwaltung
vom 11 März 1850 und der s 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine
Landesverwaltuung vom 30 Juli 1883 wird hierdurch mit Zuſtimmung des Magiſtrats
die Polizei Verordnung betreffend das Meldeweſen der Stadt Halle a S vom
15 Auguſt 1893 dahin abgeändert daß vom 1 Juni d Js ab die Abmeldungen
nicht mehr nach dem daſelbſt im S 4 vorgeſehenen Formular B ſondern nach dem
nachſtehenden Formular auf grünem Papiere zu erſtatten ſind

Formular B
Polizeiliche Abmeldung

ten eebeu 18 Datum des Umzugs iſt von Halle a/S
bisherigen Wohnort vorübergehenden Aufenthaltsort

Das Nichtzutreffende iſt zu ſtreichen

nach künftigen Wohnort Straße Mnachſtehend verzeichnete Perſon verzogen

Zu und alle Vornamen Familien Gehurts z
Der Rufname iſt zu ſtand ort undunterſtreichen ob ledig Stand Geburts Kreis S
e n u der verehel oder S SFamilienname den ſie yerwittwet rovinz Sbei ihrer Geburt oder geſchieden Gewerbe Bundes S S
in etwa früheren Ehen ſeparirt Tag Zionat Jahr ſtaat s

geführt haben G
Name und Stand des Meldenden

Halle agfS den 18
IIIDatum der Abgabe der Meldung

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Publikation in Kraft
Halle a den 15 Mai 1896

Die PolizeiVerwaltung

Bekanntmachung
Die Beſtimmungen des S 16 der Polizei Verordnung über die äußere Heilig

haltung der Sonn und Feſttage vom 21 März 1879 nach welcher am Vor
abende des Pfingſtfeſtes Schauſtellungen Bälle Concerte und ähnliche
Luſtbarkeiten in öffentlichen Lokalen nicht ſtattfinden dürfen werden mit
dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht daß etwa eingehende Anträge auf
Ertheilung der Erlaubniß zur Abhaltung ſolcher Vergnügen nicht berückſichtigt
werden können

Halle a den 18 Mai 1896
Die PolizeiVerwaltung

Bekannkmachung
Die am 28 Januar 1859 zu Merſeburg geborene geſchiedene Auguſte Klingner

geborene Tzſchöckel deren gegenwärtiger Aufenthaltsort unbekannt iſt ſorgt nicht
für ihr Kind Namens Walter Tzſchöckel ſodaß dasſelbe aus Armenmitteln
verpflegt werden muß

Wir bitten um Mittheilung ihres Aufenthaltsortes
Halle a den 12 Mai 1896

Die Armen Direktion
Zernial

GasCoke
Anſtalt 50 Pfg das Hektoliter zerkleinert

e I I großſtückigfrei Gelaß 1,05 Mark und 95 Pfennig das Hektoliter bei Abnahme von mindeſtens
14 Hektoliter

Halle a den 19 Feu 1896
Die Verwaltung der Gas Wafferwerke

Am 18 Mai
19 Mai Halle unterhalb 1,88 Trotha 1,96 18 Mai
Bernburg 1,33 Calbe Unterpegel 0,90 Oberp 1,56
Dresden 0,38 Magdeburg 3,20

Weißenfels Oberp 2,46

Konkursverfahren

Das Konkursverfahren über das Ver
mögen des Kaufmanns Conrad Jacobi

Inhabers der Firma Conrad Jacobi
zu Halle a/S wird nach rechtskräftig

beſtätigtem Zwangsvergleiche hierdurch
aufgehoben

Halle a den 8 Mai 1896
Königliches Amtsgericht Abtheilung VII

Konkursverfahren
Jn dem Konkursverfahren über das

Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft
Georg Zeiſing zu Halle aS iſt zur
Prüfung der nachträglich angemeldeten
Forderungen Termin auf

den 17 Juni 1896
Vorm 11 Uhr

vor dem Königlichen Amtsgerichte hier
ſelbſt Kleine Steinſtraße 7 Zimmer
Nr 31 anberaumt

Halle a S den 8 Mai 1896
Große Kanzleirath

Gerichtsſchreiber des Kgl Amtsgericht
Abtheilung VII

Der unterm 19 Juni 1892 er
die verehelichte Reſtaurateur Friederike
Bertha Schmidt geborene Leberecht aus
Halle a/S erlaſſene Steckbrief iſt er
ledigt V M I 26091

Halle a den 15 Mai 1896
Der Erſte Staatsanwalt

Der früher in Halle aS wohnhafte
Kellner Carl Borkert der im Jahre 1895
nach London gegangen dort aber nicht
mehr ermittelt iſt wird als Zeuge ge
ſucht Sein Geburtsort iſt Eisleben

Wer über ſeinen jetzigen Aufenthaltsort
etwas angeben kann wird darum zu den
Akten III M I 1/95 erſucht

Halle a S den 15 Mai 1896
Der Erſte Staatsanwalt

Der gegen die unverehelichte Dienſt
magd Marie Nickel geboren am 8 März
1867 zu Kunzendorf Kreis Breslau zu
letzt in Luckau wegen Diebſtahls im
wiederholten Rückfalle unterm 12 Sep
tember 1893 erlaſſene Steckbrief wird hier
mit erneuert Aktenzeichen III L I
250/93

Halle a den 10 Mai 1896
Der Erſte Staatsanwalt

Der gegen den Schſoſſer Bruno Hantke
zu Halle a/S unterm 4 Mai d J er
laſſene Steckbrief iſt erledigt J V h
375/96

Halle a den 18 Mai 1896
Der Erſte Staatsanwalt

Warnung
Es iſt uns bekannt geworden daß auf

unſern Namen Liſten herumgetragen und
Beiträge für die Ferienkolonien einge
ſammelt werden Wir erklären nochmals
daß wir Kelne Sammelliſten herum
ſchicken und bitten dringend keinem un
bekannten Sammler etwas zu geben ſon
dern denſelben zur Anzeige zu bringen
uns zugedachte Beiträge aber deren wir
noch recht viele bedürfen nur an eines
unſerer Mitglieder oder an eine unſerer
Sammelſtellen Bankhaus Lehmann
Bankhaus Steckner Buchhandlung M
Niemeyer abzuführenVerein für Voltewohl III Abtheilg

für Ferienkolonien
Prof Kohlschütter VorſitzenderEin Kind
beſſeren Standes wird in gutn Zu an t be e r
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